Fall 4: „Wer den Flaschenpfand nicht ehrt ...“
(nach AG Flensburg, NStZ 2006, 101 mit Anm. Geppert, JK 6/06, StGB § 242/24)

A, der mal wieder in argen Geldnöten war, verschaffte sich früh morgens durch einen Loch im Stacheldrahtzaun Zugang zum eingezäunten und verschlossenen Außenlager der Getränkefirma B und nahm dort 4 rote Getränkekisten mit dem festen Aufdruck „Coca Cola GmbH“ sowie die darin befindlichen Coca Cola-Flaschen mit der charakteristischen, nur von der Coca Cola GmbH verwendeten Form an sich. Der Pfandwert der Plastikflaschen und Kisten betrug 13,90 €.
Am nächsten Tag betrat er mit den Kästen seinen nahe gelegenen Supermarkt und stellte die Kästen in den Getränkeautomaten, so dass dieser einen Pfandbon (mit dem Supermarkt-Namen) über 13,90 € herausgab. Mit diesem und einigen Flaschen Bier ging er zur Kasse und ließ die Kosten für das Bier von der Kassiererin mit dem Leergut-Guthaben verrechnen.

Strafbarkeit des A? Erforderliche Strafanträge sind gestellt.
Lösungsskizze:

A. Erster Handlungsabschnitt: Im Außenlager

I. Indem A die Getränkekästen und Getränkeflaschen an sich nahm, kann er sich nach § 242 I StGB (Diebstahl) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand
a) Die Getränkekästen und Getränkeflaschen, bewegliche Sachen, standen im Eigentum der Coca Cola-GmbH oder des Getränkemarktes (Merke: Zivilrechtlich braucht dies hier noch nicht geklärt zu werden!) und damit im fremden Alleineigentum eines anderen, so dass sie für A fremd waren. 

b) Diese hat A auch weggenommen, als er sie aus dem umschlossenen Bereich des Außenlagers trug und somit dem Gewahrsam des Inhabers gegen dessen Willen entzog.

2. Subjektiver Tatbestand
a) Dies geschah vorsätzlich.
b) Fraglich ist aber, ob A auch die Absicht rechtswidriger Zueignung hatte. Dies umfasst eine zumindest mit dolus eventualis erfolgende dauerhafte Enteignung sowie eine mit zielgerichtetem Willen (dolus directus ersten Grades) erfolgende zumindest vorübergehende Aneignung (vgl. hierzu Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 41). Problematisch ist vorliegend der Enteignungswille des A. Dies hängt vom Gegenstand der Zueignung ab:
aa) Nach der Substanztheorie soll Gegenstand der Zueignung nur die Sache selbst sein (RGSt. 10, 369 (371) und RGSt. 24, 22). Hiernach liegt etwa eine Enteignung vor, wenn jemand eine fremde Sache stiehlt, um diese an eine andere Person zu verkaufen, da er sich dann bezüglich der Sache eine eigentümerähnliche Position über die Sachsubstanz (er verfügt wie ein Eigentümer) anmaßt (vgl. Rengier, BT 1, 9. Aufl. 2007, § 2 Rn. 62 und Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 242 Rn. 33). Ob eine derartige Anmaßung im vorliegenden Fall gegeben ist, hängt von den zivilrechtlichen Verhältnissen beim Leergut ab:
Bei standardisiertem Leergut, das durch Aufkleben eines eigenen Etiketts von allen Brauereien genutzt werden kann, bringen diese konkludent zum Ausdruck, dass sie nicht nur den Flascheninhalt sondern auch die Flaschen und Kästen selbst nach § 929 S. 1 BGB an den Händler übereignen wollen (hierzu BGH, NJW 1956, 298 f., BayObLGSt. 1960, 187 (189), Hellmann, JuS 2001, 353 (354) und Martinek, JuS 1989, 268 (269)), da sie diese etwa wenn das Etikett abgeht nicht zurückerhalten würden. Wird derartiges Leergut zum Zweck der Erlangung des Pfandgeldes zurückgebracht, so suggeriert sich der Dieb als Eigentümer der leeren Flasche, wenn der die Flasche quasi durch die Rückgabe im Supermarkt „verkauft“ (zivilrechtlich liegt eher ein leihartiger Gebrauchsüberlassungsvertrag vor) (hierzu: Hellmann, JuS 2001, 353 (354)).
Demgegenüber kann individualisiertes Leergut einer bestimmten Brauerei zugeordnet werden. Diese kann daher sicher gehen, dieses zurückzuerhalten; sie bleibt daher Eigentümerin der Kästen und Flaschen (so zuletzt BGH, NJW 2007, 1673 ff.). Ein Dieb von derartigem Leergut maßt sich keine eigentümerähnliche Stellung an, da nach außen erkennbar unabhängig vom Besitz der Flaschen die Brauerei der Eigentümer bleibt.
Im vorliegenden Fall entwendete A Kästen mit dem festen Aufdruck „Coca Cola-GmbH“ und Flaschen mit der typischen, nur von der Coca Cola GmbH verwendeten Form. Das Leergut war somit individualisierbar und verblieb daher im Eigentum der Coca Cola GmbH. Die Sachsubstanz wollte sich A somit nicht zueignen.
bb) Die Substanztheorie erwies sich jedoch vor allem in den Sparkassenfällen als zu eng. Bereits das Reichsgericht erweiterte die Substanztheorie zur Sachwerttheorie, wonach auch der in der Sache verkörperte wirtschaftliche Wert zugeeignet werden kann (RGSt. 40, 10 (13) und RGSt. 43, 17 ff.). Die Rechtsprechung und überwiegende Stimmen in der Literatur haben inzwischen beide Ansichten zur sog. Vereinigungsformel kombiniert, wonach der Täter bei der Zueignung sich „die Sache oder den in ihr verkörperten Sachwert mit Ausschlusswirkung gegen den Eigentümer dem eigenen Vermögen einverleibt“ (RGSt. 64, 414 (415); ebenso RGSt. 61, 228 (233), BGHSt. 16, 190 (192), BGHSt. 35, 152 (157), Rengier, BT I, 9. Aufl. 2007, § 2 Rn. 41, LK/Ruß, 11. Aufl., § 242 Rn. 48, Lackner/Kühl, 26. Aufl. 2007, § 242 Rn. 22 sowie Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 242 Rn. 49). Streitig hierbei ist nur, wie weit der Sachwertbegriff reicht:
Nach dem engen Sachwertbegriff  wird hierunter nur der spezifische, d.h. nach Art und Funktion mit ihr verknüpfte Wert („lucrum ex re“), wie etwa der in einem Sparbuch verkörperte Sachwert (so RGSt. 43, 17 ff., Bockelmann, ZStW 65 (1953) 569 (575), Rudolphi, GA 1965, 33 (38 ff.), Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 242 Rn. 49 sowie Stoffers, Jura 1995, 113 (117)).
Nach dem weiten Sachwertbegriff fällt jede beliebige Verwendungsmöglichkeit unter den Sachwert – jeder mittelbare Nutzen aus der Sache wird für ausreichend erachtet („lucrum ex negotio cum re“, so etwa Wessels, JZ 1965, 631 (633 f.) und SK-StGB/Hoyer, § 242 Rn. 81). Hierdurch würde das Eigentumsdelikt Diebstahl aber zu einem uferlos weiten Vermögensdelikt umfunktioniert, so dass diese Sicht abzulehnen ist.
Zum Fall: Beim individualisierten Pfandgut stellt das Pfand keinen funktionsmäßig verknüpften Wert dar, sondern nur das Ergebnis einer wirtschaftlichen Nutzung (straflose Gebrauchsanmaßung!), so dass dem Leergut kein wirtschaftlicher Wert entzogen wird (vgl. hierzu AG Flensburg, NStZ 2006, 101 f.)
3. Ergebnis

A hat sich somit nicht nach § 242 I StGB strafbar gemacht.

II. Mit dem Entwenden der Kästen und Flaschen kann sich A jedoch einer Pfandkehr (§ 289 I Var. 2 StGB) schuldig gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand
a) Die Kästen und Flaschen waren für A fremde bewegliche Sachen.

b) Zugunsten der Getränkefirma B bestand auch ein Gebrauchsrecht, sei es dass zwischen der Coca Cola GmbH und dem jeweiligen Händler eine Leihe, ein Darlehen oder ein leiheähnlicher oder darlehensähnlicher Vertrag (hierzu mit weiteren Nachweisen OLG Karlsruhe, NJW-RR 1988, 370 (371), OLG Köln, NJW-RR 1988, 373 (374) und Martinek, JuS 1989, 268 (270)) mit einem jeweiligen Nutzungsrecht der Flaschen und Kästen vereinbart worden war, sei es in Form eines Zückbehaltungsrecht, da der Händler zur Rückgabe der Kisten und Flaschen an den Hersteller nur gegen Zahlung des Pfandgeldes verpflichtet ist (AG Flensburg, NStZ 2006, 101 (102)). 
c) A hat die Kästen und Flaschen weggenommen, und zwar unabhängig davon, ob der Wegnahmebegriff wie bei § 242 StGB zu verstehen ist (Sch/Schr/Eser/Heine, 27. Aufl., § 289 Rn. 8) oder derart weit, dass eine Wegnahme bereits vorliegt, wenn die Sache dem tatsächlichen Machtbereich eines anderen so entzogen wird, dass diesem die Ausübung der genannten Rechte unmöglich gemacht wird (Geppert, Jura 1987, 433 f. und Wessels/Hillenkamp, BT 2, 30. Aufl. 2007, Rn. 442), da A sogar eine Wegnahme im (engeren) Sinne des § 242 StGB verwirklicht hat (s.o.).
d) Dies müsste schließlich aber auch „zugunsten des Eigentümers“ der Sache erfolgt sein. Deren Anforderungen sind streitig:

aa) Nach einer Ansicht  soll auch die Wegnahme zum Zweck späterer Rückgabe zugunsten des Eigentümers ausreichen und damit auch die Wegnahme von Leergut bei beabsichtigter Rückführung an den Inhaber der Pfandflaschen (so Hellmann, JuS 2001, 353 (355)). Dies vermengt jedoch unzulässigerweise Wegnahme und Rückgabe: Während die Rückgabe zumeist zugunsten des Eigentümers erfolgen mag, so muss nach dem Rechtsgut des § 289 StGB (Gebrauchsrechte) gerade das Aufheben des Gebrauchsrechts selbst zugunsten des Eigentümers erfolgen.
bb) Aus diesem Grunde wird überwiegend verlangt, dass gerade die Inbesitznahme der Sache durch den Täter mit Einwilligung des Eigentümers erfolgt, diesem durch die Verletzung des Gebrauchsrechts ein rechtlicher Vorteil verschafft wird (so RG, JW 1931, 542) oder die Inbesitznahme selbst zumindest im Interesse (RGSt. 7, 325 (326) und AG Flensburg, NStZ 2006, 101 (102)), zu Gunsten des Eigentümers erfolgt (Seher, JuS 2002, 104) oder im Einverständnis mit diesem (vgl. nur Sch/Schr/Eser/Heine, 27. Aufl. 2006, § 289 Rn. 9/10, MüKo-StGB/Maier, § 289 Rn. 18 und SK-StGB/Hoyer, § 289 Rn. 11) – eine Inbesitznahme in erster Linie im eigenen Interesse genügt dagegen nicht (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 289 Rn. 3). 
Hier handelte A ausschließlich im eigenen Interesse, um das Pfandgeld zu erlangen. Die Coca Cola GmbH sollte durch die Wegnahme (und Rückgabe) nur den mittelbaren Besitz zurückerhalten, die der ihr bereits vor der Wegnahme zustand. A handelte folglich nicht zugunsten der Coca Cola GmbH handelte.
2. Ergebnis

A hat sich somit nicht nach § 289 I Var. 2 StGB strafbar gemacht.

III. Es verbleibt somit wegen des vorsätzlichen, rechtswidrigen und schuldhaften Eindringens in die Geschäftsräume (hierunter fallen auch Lagerhäuser – Sch/Schr/Lenckner/Sternberg-Lieben, 27. Aufl. 2006, § 123 Rn. 5) der B bei der Strafbarkeit nach § 123 I StGB (Hausfriedensbruch). Der nach § 123 II StGB erforderliche Strafantrag wurde gestellt.
B. Zweiter Handlungsabschnitt: Am Getränkeautomaten
I. Durch das Einstellen der Kästen und Flaschen in den Getränkeautomaten und dessen Bedienen, so dass dieser einen Bon mit dem Wert von 13,90 € ausspuckte, kann sich A eines Computerbetrugs (§ 263a I StGB) schuldig gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

Unabhängig davon, dass das Ergebnis eines Datenverarbeitungsvorgangs durch Einwirkung auf den Ablauf beeinflusst worden sein muss, verlangt

a) die Verwendung unvollständiger Daten (Var. 2) das Vorhandensein von Daten.  Der Begriff der Daten geht zwar über jenen der Legaldefinition des § 202 a II StGB hinaus und erfasst alle kodierten Informationen in einer im Wege automatisierter Verarbeitung nutzbaren Darstellungsform (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 263 a Rn. 3). Die Kästen und Flaschen fallen nicht hierunter; durch sie werden Daten vielmehr im Automaten erst produziert. Selbst wenn man auf den Strichcode auf den Etiketten abstellt, so aren diese nicht unvollständig.

b) die unbefugte Verwendung von Daten (Var. 3) bei einem Abstellen auf den Strichcode als Daten ein „unbefugtes“ Vorgehen, das – im Einzelnen streitig, hierzu ausführlich noch später – ein täuschungsäquivalentes Vorgehen verlangt (vgl. nur BGHSt. 38, 120 (121 f.) und BGHSt. 47, 160 (162 f.) sowie die umfangreichen Nachweise bei Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 263 a Rn. 11), also den Vergleich mit der Situation, dass ein Mensch anstelle des Automaten die Flasche entgegengenommen hätte. Dieser hätte aber gar nicht geprüft, ob die Flasche vom Berechtigten zurückgegeben wird.

c) die sonstige unbefugte Einwirkung auf den Ablauf (Var. 4) eine Manipulation, durch die auf den Verarbeitungsvorgang eingewirkt oder durch den der Ablauf des Programms verändert wird (vgl. nur Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 263 a Rn. 18). Das Einstellen der Kästen und Flaschen, die lediglich nicht selbst erworben wurden, genügt nicht, da der Ablauf der Funktionsweise des Automaten sich nicht von der beim Einstellen von gekauften Flaschen unterscheidet.
2. Ergebnis

A hat sich nicht nach § 263a I StGB strafbar gemacht.
II. Durch das Einstellen der Kästen und Flaschen in den Getränkeautomaten und deren Herstellung des Bons kann sich A nach § 267 I Var. 1 StGB (Urkundenfälschung) wegen Herstellung einer unechten Urkunde strafbar gemacht haben.
1. Objektiver Tatbestand


a) Dazu müsste der Bon zunächst eine Urkunde darstellen. Eine Urkunde ist eine verkörperte, menschliche Gedankenerklärung, die geeignet und bestimmt ist, im Rechtsverkehr Beweis zu erbringen und ihren Aussteller erkennen lässt (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 267 Rn. 2). Der Bon stellt hierbei eine verkörperte menschliche Gedankenerklärung dar, auch wenn der Bon sie „ausspuckt“, denn es genügt, wenn sie von Menschen antizipiert autorisiert wurden (vgl. LK/Gribbohm, 11. Aufl., § 267 Rn. 136 und NK-StGB/Puppe, 2. Aufl., 2005, § 267 Rn. 30), indem der Automat so programmiert und autorisiert wurde, dass er beim Einstellen der Flaschen einen bestimmten Vorgang ausführte und für den Menschen eine Erklärung abgab. Er diente dem Beweis, dass die Flaschen und Kästen eingeführt wurden und ließ den Supermarkt (und dessen Inhaber) als Aussteller erkennen.

b) A müsste mit dem Bon aber auch eine unechte Urkunde hergestellt haben. § 267 StGB dient der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Rechtsverkehrs und schützt daher nur davor, dass eine Urkunde auch von dem Aussteller stammt, den sie ausweist. Stammt sie von einem anderen Aussteller, ist sie unecht. Der Supermarkt autorisierte antizipiert die Erklärung, die tatsächlich von ihm stammt, so dass die Urkunde echt ist. Davor, dass der Inhalt falsch war (Nicht dem A sondern der B stand der Anspruch auf Rückzahlung des Pfandgeldes zu!) – also vor einer schriftlichen Lüge – schützt § 267 StGB nicht.
2. Ergebnis

A hat sich somit nicht nach § 267 I StGB strafbar gemacht.

III. Durch das Einstellen der Kästen und Flaschen und Herstellen des Bons kann sich A nach § 268 I Nr. 1 Var. 1 StGB (Fälschung technischer Aufzeichnungen) strafbar gemacht haben.
1. Objektiver Tatbestand


a) Der Bon ist zwar eine technische Aufzeichnung iSd § 268 II StGB, da er vom Automaten selbständig erstellt und die Information des Wertes auf einem Stück Papier verkörpert wurde.


b) Die technische Aufzeichnung müsste aber auch unecht gewesen sein. § 268 StGB schützt die Sicherheit der Informationsgewinnung durch Geräte, so dass eine Aufzeichnung nur dann unecht ist, wenn sie so, wie sie vorliegt, überhaupt nicht das Ergebnis eines selbsttätigen und unbeeinflussten Herstellungsvorgangs ist (Sch/Schr/Cramer/Heine, 27. Aufl. 2006, § 268 Rn. 34). Der Automat hat jedoch ordnungsgemäß gearbeitet. 
2. Ergebnis

A hat sich nicht nach § 268 I Nr. 1 Var. 1 StGB strafbar gemacht.

IV. Durch das Einstellen der Kästen und Flaschen in den Automaten hat A auch keine Unterschlagung (§ 246 I StGB) begangen, da es an einer Enteignung und damit einer Zueignung sowie dem Vorsatz hierauf fehlt (s.o.).

V. Zwischenergebnis

Durch das Einstellen der Kästen und Flaschen in den Getränkeautomaten hat sich A nicht strafbar gemacht.

C. Dritter Handlungsabschnitt: An der Kasse
Indem A den Bon an der Kasse einlöste und die Summe von der Kassiererin mit Bierflaschen verrechnen ließ, kann sich A nach § 263 I StGB (Betrug) strafbar gemacht haben.
1. Objektiver Tatbestand


a) Mit dem Vorlegen des Bons an der Kasse müsste A die Kassiererin zunächst getäuscht, bei ihr also eine Fehlvorstellung von der Wirklichkeit hervorgerufen haben. Dies ist nur bezüglich Tatsachen möglich, nicht bezüglich von Forderungen oder Rechten (BGH, NJW 2001, 453). So kann A die Kassiererin nicht darüber getäuscht haben, dass ihm aufgrund der Rückgabe von Kästen und Flaschen ein Rückzahlungsanspruch über das Pfandgeld zustand. Er hat sie jedoch darüber getäuscht, dass er oder jemand, der ihn zur Rückgabe ermächtigt hat, die Flaschen und Kästen gekauft hat (und daher den Rückzahlungsanspruch hatte).

b) Ein diesbezüglicher Irrtum ist zwar fraglich, da sich die Kassiererin beim Einlösen des Bons als tagtäglich mehrfach ablaufender Vorgang keine konkreten Gedanken gemacht haben wird. Da jedoch die Vorstellung, es sei alles in Ordnung, ausreicht und dieses sachgedankliche Mitbewusstsein bei der Kassiererin, die zumindest geprüft haben wird, dass der Pfandbon aus diesem Supermarkt stammt, vorgelegen haben wird, kann ein Irrtum noch angenommen werden (andere Ansicht bei entsprechender Begründung selbstverständlich vertretbar).

c) Durch die Aufrechnung nach § 389 BGB mit dem Anspruch des Supermarkts auf Zahlung der (neuen) Bierflaschen  hat die Kassiererin auf deren Zahlung verzichtet und somit eine Vermögensverfügung vorgenommen.

d) Beim Supermarkt ist auch ein Vermögensschaden eingetreten, da er auf eine Forderung wegen der Bierflaschen in Höhe von 13,90 € verzichtet hat. Hierfür hat der Supermarkt keinen Gegenwert erhalten. Bei individualisiertem Pfandgut hat der Käufer gegen den Hersteller einen Anspruch auf Zahlung des Pfandgeldes. Wenn er die Flasche zum Händler zurückbringt, begleicht dieser den Anspruch und bekommt ihn vom Kunden abgetreten. A konnte den Anspruch dem Supermarkt jedoch nicht wirksam abtreten, da er die Kästen und Flaschen nicht gekauft und den Anspruch auf Rückzahlung des Pfandgeldes daher auch nie besessen hat. Ein gutgläubiger Forderungserwerb ist zudem nur bei § 405 BGB möglich, wenn über die Schuld eine Urkunde ausgestellt wird. Am Kasten sowie in den Flaschen kann keine Urkunde erblickt werden bzw. selbst wenn man hierin eine Urkunde erblicken würde, würde § 405 BGB daran scheitern, dass diese selbst auch abhanden kam (vgl. Staudinger/Busche, BGB, 13. Bearbeitung 1999, § 405 Rn. 5). Zwar wird der Supermarkt dennoch von der Coca Cola GmbH das Pfandgeld zurück erhalten. Hierin liegt jedoch kein bei der Differenzhypothese zu berücksichtigender Posten, sondern eine bloße Schadenswiedergutmachung („reparatio damni“), die hierbei außer Betracht zu bleiben hat (vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 263 Rn. 71).
2. Subjektiver Tatbestand

Die Tat erfolgte vorsätzlich und mit stoffgleicher Bereicherungsabsicht.

3. Rechtswidrigkeit und Schuld

Die Tat war rechtswidrig und schuldhaft.

4. Strafantrag

Der nach §§ 263 IV, 248a StGB erforderliche Strafantrag (die Geringwertigkeitsgrenze wird derzeit bei 25-30 € gesehen – vgl. nur OLG Oldenburg, NStZ-RR 2005, 111) wurde gestellt.
5. Ergebnis

A hat sich nach § 263 I StGB strafbar gemacht.

D. Konkurrenzen und Gesamtergebnis

Der Hausfriedensbruch sowie der spätere Betrug erfolgten durch zwei Handlungen und stehen in Tatmehrheit, § 53 StGB. A hat sich daher nach §§ 123 I, 263 I, 53 StGB strafbar gemacht. 
